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Sachgebiet 2129 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Dr. Vollmer und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Bodenqualität und Bodenerhaltung 


Die negative Beeinflussung der Natur durch Emissionen von Indu- 
strie, Haushalten (Heizung, Abwasser usw.) und Verkehr wurde 
lange Zeit nicht beachtet. Die Notwendigkeit von Verhinderung 
oder zumindest Verringerung des Schadstoffeintrags in die 
Umwelt wurde erst dann als notwendig anerkannt, als schon 
deuthche, oft nicht wiedergutzumachende Schäden entstanden 
waren. 

Das jüngste und wohl auch erschreckendste Beispiel dieses 
Umgangs mit unseren Lebensgrundlagen stellt das „Wald- 
sterben" dar. 

Die Schadwirkungen machen beim Wald jedoch nicht halt; in 
anderen Bereichen sind die Vorzeichen einer drohenden Katastro- 
phe schon nicht mehr zu übersehen. Der Boden als lebendes 
System ist in seiner Funktionsfähigkeit bedroht, und die Boden- 
fruchtbarkeit ist gefährdet. 

Wenn die sichtbaren Schäden noch kein solches Ausmaß ange- 
nommen haben wie beim Waldsterben, so ist das in der Haupt- 
sache der Fähigkeit des Bodens zuzuschreiben, schädhche Ein- 
flüsse abzupuffern und auszugleichen. Dadurch werden Schad- 
wirkungen oft erst dann ersichüich, wenn die Pufferfähigkeit des 
Systems überschritten worden ist und dann plötzhch und „umer- 
klärhch" erschreckende und teilweise nicht wiedergutzuma- 
chende Schadbilder auftreten. Dies hängt damit zusammen, daß 
im Boden die unterschiedhchsten Faktoren und Einflüsse sich zu 
einem sehr komphzierten physikahsch-biologischen Wirkungssy- 
stem ergänzen, in dem Störungen dann oft nicht oder nicht sofort 
dem jeweüigen verursachenden Faktor zugeschrieben werden 
können. Diese Komplexität der Vorgänge hegt in der Rolle des 
Bodens als Übergangsmedium begründet, in dem die belebte 
Biosphäre mit der Lithosphäre (dem Gestein), dem Wasser und der 
Luft eine intensive Durchmischung und Verbindung eingeht. 

Der Boden ist durch Flächenverbrauch und Schadstoffbelastung 
in seiner Gesamtheit gefährdet, und damit sind auch die vielfäl- 
tigen Umweltfunktionen gefährdet, die der Boden erfüllt. Denn er 
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dient ja nicht nur als Standort für Pflanzen und Bauwerke, son- 
dern er wirkt auch als Filtersystem, als Wasserspeicher und als 
Regulator von Wasserhaushalt und Kleinklima. 

Die Sicherung und der Schutz des Bodens als bedeutendste 
Grundlage des Lebens allgemein und der Land- und Forstwirt- 
schaft im besonderen macht schnelle und wirkungsvolle Maßnah- 
men notwendig. 

Deshalb fragen wir die Bundesregierung: 

1. Der Boden als Gesamtsystem wird durch die Aufbringung 
einer Vielzahl von Fremd- und Schadstoffen in seiner Lei- 
stung und Funktionsfähigkeit gestört. 

— Welche Stoffe und Stoffgruppen, auch in Kombination, 
sind hierbei nach Erkenntnissen der Bundesregierung als 
gefährhch einzustufen und in ihrem Verhalten und in 
ihrer Konzentration zu prüfen und zu beobachten? 

2. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung gegen 
die Freisetzung von Schadstoffen zu unternehmen, die ohne 
Zutun und möghche Einflußnahme des Bodennutzers (Bauer, 
Waldbesitzer, Gärtner) als Immission aus Industrie, Verkehr 
und Haushalten auf den Boden gelangen? 

— Welche Mengen der jeweihgen Schadstoffe gelangen auf 
die Fläche der Bundesrepubhk Deutschland? 

— Woher kommen diese Schadstoffe (verursachende 
Betriebe und Betriebszweige, geographische Herkunft)? 
— Auf welche Weise lagern sich diese Stoffe im Boden ab 
(Konzentration an bestimmten Stellen, großflächige Ver- 
teüung, Art der Bindung)? 

— Welche Einflüsse und Schäden entstehen an den Böden 
der Bundesrepubhk Deutschland durch die trockene und 
feuchte Deposition von Schwefel (-oxyden)? 

3. Schadstoffe und chemische Wirksubstanzen werden direkt 
besonders auch auf Kulturflächen ausgebracht. Es handelt 
sich hierbei sowohl um eine bewußte, gewollte und mehr oder 
weniger großflächige Anwendung, wie zum Beispiel bei den 
Pestiziden, als auch um eine Ausbringung von Schadstoffen 
als unerwünschte Begleitstoffe. 

— Wie groß ist der Anteil der Flächen, auf die Klärschlamm, 
Müll-Klärschlamm-Kompost und Baggergut ausgebracht 
wird, und welche Schadstoffe werden in welcher Menge 
und Konzentration ausgebracht? 

— Läßt sich auf längere Sicht die Ausbringung von schad- 
stoffbelasteten Kultur Substraten und Düngemitteln wie 
z. B. Klärschlamm, Müll-Klärschlamm-Kompost, Bagger- 
gut (Flußschlamm) und Phosphatdüngern rechtfertigen, 
obwohl bei einer längerfristigen Anwendung die Gefahr 
der Akkumulation von Schadstoffen im Boden besteht 
und die betroffenen Flächen aus anderen Quellen noch 
zusätzhch mit Schadstoffen befrachtet werden? 
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— Wie hoch ist das Ausmaß des Nitrateintrags ins Grund- 
wasser durch außerlandwirtschaftliche Einflüsse, minera- 
lische und organische Düngung, und welche Gefahren 
gehen von dieser Belastung des Grundwassers aus? 

— Erwägt die Bundesregierung den Erlaß von Ausbrin- 
gungshöchstmengen für Düngemittel (besonders für 
Nitratdünger) und von einer bundesweiten Gülleverord- 
nung? 

— Wie beurteilt die Bundesregierung das derzeitige Ausmaß 
der Verunreinigung des Grundwassers durch Nitrat und 
andere Schadstoffe, wie schätzt sie die davon ausgehen- 
den gesundheitlichen Gefahren ein, und was plant sie, 
gegen drohende Schäden und Schädigungen zu unter- 
nehmen? 

— Wie groß ist der Anteil der Flächen, auf denen Pflanzen- 
schutzmittel zur Anwendung kommen (Gesamtfläche, 
landwirtschaftliche Nutzfläche , Ackerfläche , regionale 
Konzentrationen), und wie hoch ist hierbei der Anteil von 
Pflanzenschutzmitteln, die sich im Boden nicht oder nur 
sehr langsam abbauen (Halbwertszeit im Boden > ein 
Monat)? 

— Beabsichtigt die Bundesregierung, Maßnahmen zu 
ergreifen, die einer Belastung von Ökosphäre und 
menschlicher Gesundheit durch solche Pestizide ent- 
gegenwirken und sie langfristig möglichst ganz verhin- 
dern? 

4. Wie hat sich die Einbringung und Akkumulation von Schad- 
stoffen in Böden im Laufe der letzten 30 Jahre entwickelt, und 
welche Höhe hat sie jetzt erreicht? 

— Kann die Bundesregierung das Ausmaß der Belastung des 
Bodens mit Schadstoff en wie z.B. Schwermetalle, haloge- 
nierte Kohlenwasserstoffe, PCB's, bestimmte Pestizide 
beziffern, die sich nur sehr langsam oder überhaupt nicht 
im Boden abbauen, und ist geplant, für solche Stoffe 
Grenzwerte festzulegen, unterhalb derer eine negative 
Beeinflussung von Ökosphäre und menschlicher Gesund- 
heit auszuschließen ist? 

5. Welche besonders auch langfristigen Gefahren für Boden und 
Grundwasser gehen von den in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land bestehenden Deponien und Kippen für Müll, Schutt, 
Giftstoffe und Sondermüll nach den Erkenntnissen der Bun- 
desregierung aus? 

— Wie viele Altdeponien und Kippen sind in der Bundes- 
republik Deutschland vorhanden, wo hegen sie, welche 
Stoffe wurden in diesen Deponien abgelagert, und wel- 
che Maßnahmen gegen die von einer Freisetzung von 
Schadstoffen aus solchen Ablagerungen ausgehenden 
Gefahren werden durchgeführt bzw. sind geplant? 

6. ln der modernen Landwirtschaft hat sich aus dem Zwang zur 
Rationahsierung unter Betonung der Ökonomie zuungunsten 
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der Ökologie die Bodenerosion zu einem ernst zu nehmenden 
Problem entwickelt, das besonders in Gebieten mit intensiver 
Bodennutzung (z.B. Maisanbau) nach Gegenmaßnahmen 
verlangt. 

— Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Ver- 
hinderung bzw. Reduzierung der Bodenerosion sowohl 
allgemein als auch speziell im landwirtschaftlichen 
Bereich? 

7. Welches Ausmaß hat der Landschaftsverbrauch in der Bun- 
desrepublik Deutschland, wie groß ist die Gesamtfläche, die 
überbaut oder versiegelt ist und die dem Abbau von Boden- 
schätzen im Tagebau dient? 

— Wie verhalten sich die Anteile der verschiedenen Nut- 
zungsarten hierbei, und wie ist deren flächenmäßige Ent- 
wicklung (Industrie, Gewerbe, Verkehr, untergliedert 
nach Bahn, Flugzeug und Kraftfahrzeug, Wohnungsbau, 
Militärflächen, Bergbau, Sport- und Freizeitflächen, 
Überspannung mit Hochspannungsleitungen)? 

— Was beabsichtigt die Bundesregierung gegen diese Ent- 
wicklung und für den Flächenschutz zu unternehmen? 

8. Kann die Bundesregierung das Ausmaß der Landschaftsschä- 
den, ökologischen und wirtschaftlichen Schäden beziffern, 
die durch den Abbau und die Entnahme von natürlichen 
Ressourcen z.B. durch Tagebauten (Braunkohle, Stein, Sand, 
Kies usw.), Bergbau (Steinkohle, Erze, Gips, Salz usw.), Was- 
serentnahme (und Wasser- und Grundwasserabsenkungen 
z.B. durch Großtagebauten) entstehen? 

— Welche Folgeschäden für die Bodenfruchtbarkeit und den 
Wasserhaushalt gehen von Bergbau und Tagebauten aus, 
und welche flankierenden Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung gegen diese Schäden? 

9. Kann die Bundesregierung Auskunft geben über Art und 
Umfang von Nutzungseinschränkungen bzw. Nutzungsaus- 
schlüssen auf belasteten landwirtschaftlichen Nutzflächen? 

— Was beabsichtigt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang zu tun, um eine Ausweitung der kontaminierten 
Flächen zu verhindern bzw. bereits kontaminierte Flä- 
chen zu sanieren? 

— Unterstützt die Bundesregierung Konzepte, die statt einer 
Sanierung belasteter Flächen dort die Produktion von 
Biomasse für industrielle Verarbeitung vorsehen? 

— Wie sollen die betroffenen Bauern für die Schadtstoffbe- 
lastung ihrer Böden entschädigt werden? 

10. Liegen der Bundesregierung flächendeckende Untersuchun- 
gen über die Schadstoffbelastung der Böden vor, und wie sind 
die Belastungswerte der Böden allgemein und in besonderen 
Problemgebieten? 
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— Plant die Bundesregierung, falls keine vollständigen 
Daten (gesamte Fläche der Bundesrepublik Deutschland, 
alle Schadstoffe) vorhanden sind, solche Untersuchungen 
durchführen zu lassen und ein Schadstoffkataster im Rah- 
men eines gesamtökologischen Katasters zu erstellen? 

11. Wie schätzt die Bundesregierung die Notvrendigkeit einer 
Einführung von Toxizitätstests von Chemikalien im Boden ein 
im Rahmen einer ökotoxikologischen Gesamtuntersuchung 
von chemischen Stoffen, bei der besonders auch die zwischen 
einzelnen Stoffen und Verbindungen auf tretenden Kombina- 
tionswirkungen berücksichtigt werden in Anbetracht der für 
die Gesamtheit des Lebens grundlegenden vielfach vernetz- 
ten Wirksysteme im Boden? 

— Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung vor bei 
Stoffen, bei denen gefährliche Einflüsse auf den Boden 
und die Bodenlebewesen feststellbar sind? 

12. Plant die Bundesregierung Schutzmaßnahmen für die Erhal- 
tung und Sicherung von besonderen Böden und Bodengesell- 
schaften, die durch Rohstoffentnahme, Grundwasserentzug 
und Meliorationsmaßnahmen gefährdet sind, wie zum Bei- 
spiel Moor- und Heideflächen? 

13. Welchen Beitrag zur Erhaltung und Förderung des Boden- 
lebens und der Bodengesundheit kann nach Ansicht der Bun- 
desregierung eine standortgerechte Landwirtschaft leisten, 
die abweichend von der momentan durch Beratung, Förde- 
rung und Forschung bevorzugten Landwirtschaft mit weiter 
gestellten Fruchtfolgen und Zwischenfruchtanbau, minimier- 
tem Pflanzenschutzmittel- und Mineraldüngereinsatz, Ver- 
zicht auf Monokulturen (oder sehr enge Fruchtfolgen) und 
Verzicht auf Massentierhaltung ein Anbausystem praktiziert, 
das außer auf ökonomische verstärkt auf ökologische Erfor- 
dernisse abgestellt ist? 

— Worin sieht die Bundesregierung die Ursache für die 
(inzwischen eingetretene) starke Verschlechterung der 
Bodenstruktur, des Bodengefüges und des Humusgehalts 
des Bodens in der modernen agrarindustriellen Landwirt- 
schaft, die sich trotz (oder wegen) einer immer intensive- 
ren und tieferen mechanischen Bodenbearbeitung mit 
immer größeren Geräten immer mehr verstärkt? 

Bonn, den 7. September 1983 

Dr. Vollmer 

Beck-Oberdorf, Schily, Kelly und Fraktion 
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